
 

Sitzungsbericht aus der öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 
02.08.2022 

 
 
 
 

TOP 01 Einwohnerfragestunde 

 
 
Bürgermeisterin Rürup bittet die Anwesenden Zuhörerinnen und Zuhörer Fragen an 
die Verwaltung zu stellen. 
 
Es wurde angefragt, ob man im Zuge der Neugestaltung des Dorfplatzes die Straße 
beim CAP-Markt bzw. die Mühlstraße nicht als Spielstraße ausweisen könnte. Die 
Mühlstraße, so die Vorsitzende ist bereits als Spielstraße deklariert, nach 
Fertigstellung des Dorfplatzes kann man sich gerne mit Vertretern des Verkehrsamtes 
des Landratsamts Ravensburg und der Polizei beraten, wie die Straße beim CAP-
Markt gewidmet wird (Spielstraße, Tempo 30 oder ähnliches). 
 
 

TOP 02 Bekanntgabe nichtöffentlich gefasster Beschlüsse  

 
 
Bürgermeisterin Rürup teilt mit: 
 
In nicht öffentlichen Sitzungen gefasste Beschlüsse sind nach Wiederherstellung der 
Öffentlichkeit oder wenn dies nicht möglich ist, in der nächsten öffentlichen 
Gemeinderatssitzung bekannt zu geben, sofern nicht das öffentliche Wohl oder das 
berechtigte Interesse Einzelner entgegensteht (§ 35 Abs. 1 Satz 4 der 
Gemeindeordnung). 
 
Aus der nicht öffentlichen Gemeinderatssitzung vom 05. Juli 2022 sind folgende 
Beschlüsse bekannt zu geben: 
 
TOP Vorberatung der Absichtserklärung zum Interkommunalen Gewerbegebiet  
-  weiteres Vorgehen  - 
 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat stimmt der vorgelegten „Gemeinsamen Absichtserklärung zur 
Schaffung eines Interkommunalen Gewerbegebietes“ zu. 
 
 
 
 



TOP  Weiterentwicklung der Baindter Kinderbetreuungslandschaft und 
Neuordnung der Leitung und Trägerverantwortung 
 
 

Beschluss: 
 
1. Die Stelle der Gesamtleitung des Kindergartens „Sonne, Mond und Sterne“, 

bestehend aus drei Kindertagesstätten, in der jetzigen Form, ohne bestehende 
Einrichtungsleitungen, ist nicht rechtssicher gemäß § 45 SGB VIII und wird 
aufgehoben. 

2. Mit der bisherigen Gesamtleiterin ist eine einvernehmliche Änderung des 
Arbeitsverhältnisses durch einen Änderungsvertrag anzustreben. Sollte dies zu 
keinem Ergebnis führen, wird eine außerordentliche Änderungskündigung mit 
sozialer Auslauffrist angestrebt. 

3. Es wird je Gebäude eine Einrichtungsleitung gemäß § 45 SGB VIII eingesetzt. 
4. In der betrieblichen Auswirkung und zur Erfüllung des Zuverlässigkeitsprinzips 

wird die Stelle einer Fachbereichsleitung mit einem Stellenumfang von 65% 
geschaffen. Um die Tarifautomatik in SuE zu vermeiden, wird diese Stelle der 
Verwaltung zugeordnet. 

5. Die Verwaltung wird beauftragt, die Steuerungsaufgaben der Kita-Betreuung der 
Fachbereichsleitung zuzuordnen. 

 
 

TOP 03 Bericht der Bürgermeisterin 

 
 
Bürgermeisterin Rürup berichtet: 
 
a) Stadtradeln 

 
Das Stadtradeln war auch dieses Jahr wieder ein voller Erfolg. 
 
 

b) Gaslieferungen - Energieeinsparungen 
 
Auf Grund der reduzierten Gaslieferungen aus Russland hat sich die Verwaltung 
bereits intensiv damit beschäftigt, wie und in welchem Umfang in den 
gemeindlichen Gebäuden (Rathaus, Schenk-Konrad-Halle, Kindergarten, 
Schule, Sporthallen) Energie eingespart werden kann.  

 
 

TOP 04 Dorfplatz - Abstimmung Entwurf 
                   - Auftrag zur Ausschreibung der Baumaßnahme 

 
 
Bürgermeisterin Rürup berichtet: 



 
Im April 2018 wurden die Landschaftsarchitekten vom Büro 365° aus Überlingen mit 
einem Entwurf zur Neugestaltung des Dorfplatzes und der Ortsmitte beauftragt. Im 
weiteren Verlauf wurde dieser erste Entwurf den Ansprüchen und Erfordernissen an 
den Baindter Ortskern angepasst. Bürgerinnen und Bürger wurden in 
Informationsveranstaltungen über die Entwicklungen in der Ortsmitte, die sich 
aufgrund politischer Entscheidungen ergaben, eingebunden. Darüber hinaus konnte 
sich die Bevölkerung und Vertreterinnen und Vertreter der Vereine im Rahmen 
verschiedener Beteiligungsformate mit ihren Ideen und Anregungen für unsere 
Ortsmitte einbringen.  
 
Als Ergebnis wurde von den Landschaftsarchitekten ein Entwurf entwickelt, der einen 
breiten Zuspruch fand.  Mit diesem nun vorliegenden Entwurf sollen die Bauarbeiten 
für die Platzgestaltung ausgeschrieben werden. Für die Bauausschusssitzung am 01. 
August 2022 ist vorgesehen drei Hauptmuster mit Granit aus europäischen 
Steinbrüchen vor dem Rathaus zu verlegen, so dass sich die Mitglieder des 
Bauausschusses ein erstes Bild machen können, wie der Belag des Dorfplatzes in 
Zukunft aussehen soll.  
 
Im Zusammenhang mit der Neugestaltung des Ortskerns müssen aufgrund 
gesetzlicher Vorgaben auch die beiden Bushaltestellen barrierefrei umgebaut werden. 
Dies wurde bei der Gestaltung des Dorfplatzes mitberücksichtigt. Nach schwierigen 
Abstimmungsgesprächen mit den zuständigen Behörden wurde nun eine Lösung 
gefunden. Der Umbau der beiden Busbuchten wird Teil der Ausschreibung sein.  
 
Mit Schreiben vom 14. Juli 2022 wurde der Gemeinde Baindt mitgeteilt, dass sie in das 
Förderprogramm ÖPNV aufgenommen wurde. Der Umbau der beiden Bushaltestellen 
wird gemäß der Kostenschätzung ca. 480.000 € kosten. Dieser Betrag ergibt sich auch 
aufgrund des umfangreichen Eingriffs in den Straßenraum. Von Seiten des 
Regierungspräsidiums wurde uns eine Förderung von ca. 100.000 € signalisiert.  
 
Sofern die Aufstockung im Landessanierungsprogramm bewilligt wird, die aktuell 
ansteht, ist bei Gesamtkosten von ca. 3.800.000 € (inklusive Bushaltestellen) eine 
Förderung von ca. 1.000.000 € (inklusive Förderung für Bushaltestellen) zu erwarten.  
 

 
Beschluss: 

 
1. Der Gemeinderat beauftragt die Verwaltung auf Grundlage der vorgestellten 

Entwurfsplanung und der zugehörigen Kostenberechnung die Umgestaltung des 
Dorfplatzes auszuschreiben und umzusetzen.  
 
Das Büro 365° freiraum + umwelt wird mit den Leistungsphasen 5 - 7 beauftragt.  
 

2. Die Pflasterung des Dorfplatzes erfolgt gemäß Musterfläche 3. 
 
 



TOP 05 Aufstellungsbeschluss sowie Billigungs- und Auslegungsbeschluss des 
Bebauungsplans "Gewerbegebiet Mehlis" - 6. Änderung und 
Erweiterung und die örtlichen Bauvorschriften hierzu auf Teilflächen der  
Flst. 1014 + 1015 

 
 
Bürgermeisterin Rürup informiert das Gremium über folgenden Sachverhalt: 
 
Im Südwesten des Ortsteils Schachen liegt das Gewerbegebiet Mehlis. Hierfür wurden 
die planungsrechtlichen Grundlagen bereits 1996 durch die Aufstellung eines 
Bebauungsplanes gelegt, der im Laufe der Jahre mehrfach geändert und erweitert 
wurde. Im Geltungsbereich der Bebauungspläne wurden neben Gewerbeflächen auch 
Flächen für ein Umspannwerk und Regenrückhaltung gebaut. Die an das bestehende 
Regenrückhaltebecken angrenzende Fläche war als Retentionsfläche vorgesehen. 
Durch den Bau eines Retentionsbeckens im Zuge der 5. Änderung und Erweiterung 
des Gewerbegebiets wird die Retentionsfläche in ihrer ursprünglichen Funktion nicht 
mehr benötigt, so dass die Fläche anderen Nutzungen zugeführt werden kann. 
 
Es ist das Bestreben eines Planers und Errichters von Batteriegroßspeichern in 
unmittelbarer Nähe zum Umspannwerk eine Batteriespeicheranlage zu errichten, mit 
der überschüssige Energie gespeichert und zu Bedarfszeiten wieder an das Netz 
abgegeben werden kann. 
 
Mit den Festsetzungen des bestehenden Bebauungsplanes ist die geplante Nutzung 
nicht möglich. Da für den wirtschaftlichen Betrieb der Anlage eine größere Fläche 
benötigt wird, sollen mit der vorliegenden Bebauungsplanänderung und Erweiterung 
die planungsrechtlichen Grundlagen geschaffen werden.  
 
Da der Bebauungsplan „6. Änderung und Erweiterung GE Mehlis“ eine erneuerbare 
Energien Fläche nach § 9 Abs.1 BauGB (Versorgungsflächen, einschließlich der 
Flächen für Anlagen und Einrichtungen zur dezentralen und zentralen Erzeugung, 
Verteilung, Nutzung oder Speicherung von Strom, Wärme oder Kälte aus 
erneuerbaren Energien oder Kraft-Wärme-Kopplung) ausweist, kann er nicht aus dem 
Flächennutzungsplan (FNP) heraus entwickelt werden. Der FNP wird daher im 
Parallelverfahren geändert. 
 
Nachdem die Unterlagen der Betreiberfirma vorlagen, fand ein Scoping-Termin mit 
Vertretern des Landratsamtes, der Betreiberfirma, der Landschaftsplaner, der 
Bauleitplanerin und der Gemeinde statt, bei dem anstehende Fragen geklärt wurden. 
Mit dem ausgearbeiteten Entwurf des Bebauungsplanes muss nun der 
Aufstellungsbeschluss gefasst werden, sowie gleichzeitig der Beschluss zur 
frühzeitigen Beteiligung der Öffentlichkeit und der Träger öffentlicher Belange.  
 
 

Beschluss: 
 



1.  Der Gemeinderat beschließt, gemäß § 2 Abs. 1 BauGB den Bebauungsplan „6. 
Änderung und Erweiterung GE Mehlis“ für den im Abgrenzungslageplan vom 
12.07.2022 dargestellten Bereich sowie eine Satzung über die örtlichen 
Bauvorschriften gemäß § 74 LBO im Planbereich „6. Änderung und Erweiterung 
GE Mehlis“ aufzustellen. 

 
2.  Der Bebauungsplanvorentwurf sowie der Vorentwurf des Umweltberichts werden 

gebilligt. 
 
3.  Der Gemeinderat beschließt auf dieser Grundlage gem. § 3 Abs. 1 BauGB die 

frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit und gem. § 4 Abs. 1 BauGB die 
Behördenanhörung durchzuführen. 

 
Hinweis: 
Es erfolgt eine Teiländerung des Flächennutzungsplanes im betroffenen Bereich im 
sogenannten Parallelverfahren (gem. § 8 Abs. 3 BauGB). 
 
 

TOP 06 Radschnellweg RS9 zwischen Baindt und Friedrichshafen- Vorstellung 
Entwurfsplanung 

 
 
Bürgermeisterin Rürup berichtet: 
 
Radschnellverbindungen sind ein wichtiges Instrument der Radverkehrsförderung und 
der angestrebten Verkehrswende, insbesondere auf der hoch belasteten 
Pendlerachse im Regionalverband Bodensee-Oberschwaben. Im Oktober 2017 wurde 
durch den Regionalverband daher eine Machbarkeitsstudie für eine 
Radschnellverbindung zwischen Baindt und Friedrichshafen in Auftrag gegeben. Im 
Rahmen der Machbarkeitsuntersuchung wurden für insgesamt sechs Abschnitte 
jeweils zahlreiche Varianten möglicher Streckenverläufe untersucht, bewertet und 
diskutiert. Daraus wurde eine Vorzugstrasse entwickelt, die hinsichtlich der 
Realisierbarkeit, der Kosten und des Nutzens vertiefend betrachtet wurde. Im März 
2019 wurde der Abschlussbericht der Studie mit der Vorzugstrasse vorgelegt. Die 
Vorzugstrasse hat eine Länge von 29 km und erreicht auf 85 % der Gesamtstrecke die 
Qualitätsstandards für eine Radschnellverbindung. Mit einem Nutzen-Kosten-
Verhältnis von 2,0 wurde ihre Wirtschaftlichkeit nachgewiesen.  
 
Aufgrund der prognostizierten Nutzerzahlen übernimmt das Land Baden-Württemberg 
für die Abschnitte zwischen Weingarten und Ravensburg die Baulast der geplanten 
Radschnellverbindung. Ebenso für die Ortsdurchfahrt von Baienfurt. Zwischen Baindt 
und Baienfurt sowie in der Weiterführung in Richtung Friedrichshafen wurde die 
geplante Route als Radschnellverbindung in der Baulast des Kreises eingestuft. Um 
zügig mit der Planung voranzukommen, hat der Regionalverband die Federführung für 
die Planung der gesamten Strecke übernommen und Fördermittel bei Bund und Land 
beantragt. Die Bewilligung der Fördermittel ist im Juli 2020 erfolgt. 
 



Anfang 2021 hatte der Regionalverband Bodensee-Oberschwaben den 
Planungsauftrag für die Linienfindung und die Bildung sinnvoller Planungs- und 
Bauabschnitte für des RS 9 an die beiden Büros BERNARD Gruppe ZT GmbH und 
VIA eG vergeben. Ziel ist die Abstimmung und Festlegungen der Linienführung der 
Radschnellverbindung, unter Beteiligung der Kommunen sowie der Bürgerschaft, 
sowie die anschließende Vorbereitung der weiteren Planungsschritte. 
 
Die Bürgerbeteiligung wurde online im Zeitraum vom 22.07.2021 bis zum 17.09.2021 
durchgeführt. Die Bürgerinnen und Bürger hatten die Möglichkeit, bestehende 
Trassenvarianten zu bewerten, neue Alternativen vorzuschlagen sowie Hinweise zu 
Mängeln und Maßnahmen einzubringen.  Insgesamt haben über 600 Personen an der 
Beteiligung teilgenommen, wobei circa 50 Personen den Abschnitt auf der Gemarkung 
Baindt bewertet und kommentiert haben. Die Ergebnisse der Beteiligung werden im 
Rahmen der Gemeinderatssitzung durch die Gutachter vorgestellt. 
 
Zusammenfassend zeigen die Ergebnisse der Bürgerbeteiligung überwiegend eine 
Bestätigung der Führung der Radschnellverbindung entlang der K 7951. Alternativ 
wurde erneut eine Führung über die Wohngebiete (Baindter-/ Garten-/ Küferstraße) 
vorgeschlagen, die bereits im Rahmen des Variantenvergleichs in der 
Machbarkeitsstudie untersucht und v.a. aufgrund der Umwegigkeit und der fehlenden 
Anbindung in Richtung Baienfurt nicht weiterverfolgt wurde.   
 
Zur Überprüfung der Machbarkeit einer Führung des RS 9 im Zuge Marsweiler Straße 
sowie entlang der K 7951 wurde ein konzeptioneller Entwurf des Kreisverkehrs K 7951/ 
Marsweiler Straße sowie die Fortführung des Radschnellweges über Radfahrstreifen 
in die Ortsmitte ausgearbeitet und mit den Akteuren (Regionalverband, Landkreis 
Ravensburg, Gemeinde Baindt) abgestimmt. Die Überlegungen zur 
Radschnellverbindung wurden auch im Zusammenhang mit der Umgestaltung des 
Dorfplatzes bzw. der Erschließung des Fischerareals betrachtet. Die konzeptionellen 
Entwürfe werden im Rahmen der Gemeinderatssitzung durch das Planungsbüro 
vorgestellt. 
 
Die Führung des RS 9 erfolgt auf dem Abschnitt zwischen Baienfurt und dem 
Kreisverkehr in Baindt straßenbegleitend zur K 7951 im Zweirichtungsverkehr. Der 
bestehende Weg ist hierzu mindestens auf eine Breite vom 5,00 m auszubauen und 
der Radverkehr am Knotenpunkt mit der Schachener Straße zu sichern. Am 
Kreisverkehr K 7951/ Marsweiler Straße wird der Radverkehr über die bestehende 
Mittelinsel in den Mischverkehr übergeleitet. Alternativ können Radfahrende weiterhin 
die bestehende Unterführung nutzen. Die weitere Führung in die Marsweilerstraße bis 
zum Dorfplatz verläuft über Radfahrstreifen mit einer Breite von ca. 2,00 m bis 2,70 m. 
Für den Kreisverkehr im Zuge der K 7951 sind kleinere Markierungsarbeiten, die eine 
Reduzierung der Geschwindigkeiten im Kfz fördern, vorgesehen. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat stimmt der Trassenvariante im Zuge der Marsweiler Straße sowie 
parallel zur K 7951 für den Radschnellweg RS 9 auf der Gemarkung Baindt zu. Die 



beschlossene Trassenvariante ist Grundlage für die weiteren Planungsschritte nach 
den Leistungsphasen der HOAI durch die entsprechenden Baulastträger. 
 
 

TOP 07 Einführung elektronisches Anordnungswesen - Unterzeichnung der 
Rechnungen per einfacher Signatur 

 
 
Kämmerer Abele berichtet: 
 
In der Gemeinde Baindt werden jährlich 8.800 Anordnungsbelege nicht mehr 
ausgedruckt, sondern via einfacher Signatur unterzeichnet. Bereits seit Mitte Juli 2022 
werden an fast allen Arbeitsplätzen der Verwaltung Zahlungsanweisungen- und 
einnahmen sowie interne Verrechnungen elektronisch unterschrieben.  
 
Der Bereich Rechnungseingang vereinfacht die Organisation für den gesamten 
Rechnungslauf. Vom Posteingang bis zum Kassenvollzug wird der Workflow in allen 
Stufen transparent abgebildet und effizient unterstützt. Der Rechnungseingang als 
zusätzliches Modul zu CIP – Archiv bietet wesentliche organisatorische Unterstützung 
für den täglichen Arbeitsablauf.   
 
Dem Anwender wird dabei eine komplett elektronische Rechnungsverarbeitung 
ermöglicht. Vom Einlesen der elektronischen Rechnung bzw. dem Einscannen der 
Eingangsrechnung bis hin zum Kassenvollzug werden alle Bearbeitungsstufen 
abgebildet. Es kommen immer mehr Rechnungen in digitaler Form bei der Gemeinde 
Baindt an. ZUGFeRD-und x-Rechnungen (elektronische Rechnungen) können direkt 
übernommen werden. 
  
Der Workflow wird sehr flexibel den spezifischen und organisatorischen 
Gegebenheiten angepasst. In Baindt werden alle Rechnungen zentral in der Kämmerei 
erfasst und vorkontiert. Der einzelne Sachbearbeiter übernimmt den Prüfungsvorgang 
(Anzahl, Lieferung, Rechnungsbetrag etc.) und signiert die digitale Rechnung. Gemäß 
dem Vieraugenprinzip wird die Rechnung vom Kämmerer bzw. der Bürgermeisterin 
noch angeordnet.  
 
Ein wesentlicher Vorteil liegt darin, dass ab dem Einscannen der Vorgang 
beauskunftet werden kann. Die Erfassung zeitkritischer Sachverhalte (z.B. 
Skontofristen), Plausibilitätsprüfungen und Kommentarmöglichkeiten (ohne 
Veränderung am Dokument) ebenso wie Stapelbearbeitung und digitale Signatur, 
erleichtern die tägliche Arbeit.  
 
Die Belege werden dauerhaft archiviert, sodass sie beispielsweise im Falle einer 
Rechnungsprüfung der Scan und die Unterschriften direkt geprüft werden können. Es 
wird bei den Unterschriften auf eine einfache elektronischen Signatur (über Passwort) 
gesetzt.  
 



Es wird mit der elektronischen Anordnung und Archivierung eine revisionssichere 
Langzeitarchivierung erreicht. Die elektronischen Anordnungen (sachlich rechnerische 
Feststellung und Anordnung von Zahlungen) werden nicht mehr ausgedruckt.  
 
Bei Eingang der Rechnung wird diese, sofern diese noch in Papier eingeht, gescannt 
und von den zuständigen Mitarbeitern per einfacher Unterschrift (Signatur mit 
Passwort) unterzeichnet.  
 
Durch diese Umstellung können ca. 20.000 Blätter Papier eingespart werden. Bei der 
digitalen Umstellung spielt der Klimaschutz neben der organisatorischen Übernahme 
von ZUGFeRD-und X Rechnungen eine nicht untergeordnete Rolle. 
 
 

Beschluss: 
 
Der Gemeinderat nimmt die Einrichtung des elektronischen Anordnungswesen mit 
Unterzeichnung per einfacher Signatur zur Kenntnis. 
 
 

TOP 08 Anfragen und Verschiedenes  

 
 
Zu diesem Tagesordnungspunkt  wurden keine Ausführungen gemacht. 
 
 
 
 


